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Die Einrichtung einer EU-Zolldatenplattform 
und einer EU-Zollbehörde 

Im Mai 2023 legte die Europäische Kommission ein Zollreformpaket vor. Zentraler Bestandteil dieses 
Reformpakets ist der Vorschlag zur Einrichtung einer EU-Zollbehörde, die eine neue EU-Zolldatenplattform 
überwachen würde. Dies würde einen stärker zentralisierten und digitalisierten Ansatz für das Zollwesen mit sich 
bringen, der die Befolgungskosten für die Wirtschaftsbeteiligten senken und für eine effizientere und 
betrugssicherere Zollunion sorgen würde. Dieser Vorschlag unterliegt dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren. Das Parlament wird im Rahmen der März-Plenartagung über den Bericht für die erste 
Lesung abstimmen. 

Hintergrund 
Ein massiver Anstieg des Handelsvolumens in Verbindung mit der Notwendigkeit, die Waren an den 
Grenzen auf ihre Konformität mit einer wachsenden Zahl von EU-Normen zu überprüfen, hat den Druck auf 
die Zollbehörden erhöht. In diesem Zusammenhang wurden Bedenken geäußert, dass die Zollunion der 
EU durch ein uneinheitliches Maß an Digitalisierung sowie unterschiedliche IT-Zollumgebungen in den 
einzelnen Mitgliedstaaten belastet wird. Auch die Koordinierung zwischen den Behörden ist nicht optimal, 
zumal Wirtschaftsbeteiligte mit hohen Verwaltungskosten konfrontiert sind und Straftäter die Möglichkeit 
haben, Betrug zu begehen. 

Vorschlag der Kommission 
Die zwei wichtigsten Bestimmungen des Vorschlags betreffen die Einrichtung einer EU-Zollbehörde und 
einer EU-Zolldatenplattform. Die EU-Zolldatenplattform würde als einheitliche EU-weite digitale 
Zollumgebung dienen, die es den Wirtschaftsbeteiligten ermöglicht, alle ihre Zolldaten über eine einzige 
Schnittstelle an die Behörden zu melden, anstatt sich mit mehreren nationalen Systemen 
auseinandersetzen zu müssen. Da alle Daten in der Datenplattform zentralisiert würden, könnten die 
Behörden der Mitgliedstaaten und der EU rasche Kontrollen durchführen. Die Datenplattform soll bis 
Dezember 2037 voll funktionsfähig sein. Eine neue EU-Zollbehörde würde eingerichtet, um die 
Datenplattform zu entwickeln und zu verwalten. Sie würde die eingehenden Daten analysieren, die 
Gesamtleistung der Zollunion messen, Risikomanagementstrategien entwickeln und Empfehlungen an die 
nationalen Behörden richten. 
Unter strengen Bedingungen (Strafregisterauszug ohne Eintrag, hohes Maß an Transparenz usw.) könnten 
sich Wirtschaftsbeteiligte auch für das System der geprüften vertrauenswürdigen Wirtschaftsbeteiligten 
(„Trust & Check“) bewerben. Zugelassene Wirtschaftsbeteiligte würden von „Green Lanes“ (grünen Spuren) 
profitieren, die eine schnellere und reibungslosere Abfertigung ihrer Waren beim Zoll ermöglichen würden. 

Der Standpunkt des Europäischen Parlaments 
Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz (IMCO) des Parlaments ist mit der Berichterstatterin 
Deirdre Clune (PPE, Irland) für das Dossier federführend zuständig. In dem vom IMCO-Ausschuss am 
22. Februar 2024 angenommenen Bericht wird eine breite und nachdrückliche Unterstützung für den 
Vorschlag zum Ausdruck gebracht und die Einrichtung der neuen Zollbehörde und der neuen 
Zolldatenplattform begrüßt. Es wird jedoch vorgeschlagen, die vollständige Einführung der 
Datenplattform und ihre obligatorische Nutzung durch Wirtschaftsbeteiligte voranzutreiben, sodass dies 
bis zum 31. Dezember 2032 statt bis Ende 2037 geschieht. Außerdem wird die Einrichtung einer Plattform 
gefordert, die von der neuen Zollbehörde überwacht wird. Unternehmen und Bürger könnten über diese 
Plattform Informationen über Waren melden, die auf den Binnenmarkt gelangen, aber nicht den EU-
Normen entsprechen. 

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-9-2024-0065_DE.html
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Im Rat sind die Verhandlungen über das Dossier noch nicht abgeschlossen, sodass die Trilogverhandlungen 
erst in der neuen Wahlperiode beginnen können. 

Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: 2023/0156(COD); 
Federführender Ausschuss: IMCO; Berichterstatterin: 
Deirdre Clune (PPE, Irland). Weitere Informationen finden 
Sie im Briefing des Wissenschaftlichen Dienstes zu 
laufenden Legislativverfahren der EU. 

 

Ergebnis der Konferenz zur Zukunft Europas: Diese vorgeschlagene Verordnung ist für Vorschlag 12 Maßnahmen 17, 
18 und 20 von Bedeutung. 
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